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nächst fremden Geldmitteln die Ware erwerben und diese 
sofort persönlich voll nutzen, also durch die Gesellschaft 
gewährte Vorteile genießen. Es obliegt außerdem seiner 
individuellen Entschließung, ob er im Garantiefall dann, 
wenn es nicht zur Nachbesserung kommt, Ersatzlieferung 
oder Preisrückzahlung fordert.

Fristgerechte Geltendmachung von Garantieansprüchen

Je. schneller ein festgestellter Mangel dem Garantiever- 
pflichteten angezeigt wird, desto günstiger sind für den 
Käufer die Voraussetzungen, das Bestehen von Garantie­
ansprüchen zu klären. Zögert der Käufer damit, kann sich 
seine Position verschlechtern. Außerdem verschenkt er 
oftmals einen Teil der Garantiezeit, weil bei einer Nach­
besserung deren Verlängerung nach § 154 Abs. 1 ZGB erst 
von der Mängelanzeige ab wirksam wird. Andererseits 
führt allein eine Verzögerung der Mängelanzeige nicht 
schon zum Verlust des Garantieanspruchs, sofern die in 
§ 157 Abs. 1 ZGB festgelegte Geltendmachungsfrist (bis 
zwei Wochen nach Ablauf der Garantiezeit) gewahrt ist. 
Wird ein während der Garantiezeit aufgetretener Mängel 
nicht unverzüglich, sondern erst einige Wochen oder 
Monate später angezeigt, dann hat der Garantieverpflich­
tete wie in jedem anderen Fall darüber zu entscheiden, ob 
der Garantieanspruch anerkannt wird (§ 158 Abs. 1 ZGB).

Auch beim Kauf gebrauchter Waren können Garantie­
ansprüche bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Garantie­
zeit, die hier drei Monate beträgt (§ 159 Abs. 2 ZGB), gel­
tend gemacht werden.2! Die Möglichkeit, Garantiean­
sprüche noch innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der 
Garantiezeit geltend zu machen, erstreckt sich auch auf 
kürzere Garantiezeiten als sechs Monate. Das gilt auch 
dann, wenn die kürzere Garantiezeit in anderen Rechtsvor­
schriften — auch vor Inkrafttreten des ZGB erlassenen und 
nicht aufgehobenen (z. B. in der АО über die Fristen für 
die Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen 
beim Verkauf von Speisekartoffeln an die Bürger vom
20. September 1967 (GBl. II Nr. 92 & 684]) - geregelt ist.22

Geltendmachung von Garantieansprüchen 
nach Ablauf der Garantiezeit

Unter bestimmten Voraussetzungen billigt § 149 Abs. 3 
ZGB ausnahmsweise auch noch nach Ablauf der Garantie­
zeit einen Garantieanspruch zu, nämlich dann, wenn der 
eindeutige Nachweis erbracht wird, daß der aufgetretene 
Mangel auf einem groben Verstoß gegen elementare 
Grundsätze der Konstruktion, der Materialauswahl, der 
Fertigung und Montage, der Erprobung sowie der Lager­
haltung beruht.

Hinzukommen muß außerdem, daß die Ware infolge 
dieses Mangels bei bestimmungsgemäßem Gebrauch keine 
ihrer Art angemessene Nutzungsdauer und Haltbarkeit hat. 
An die Feststellung dieser Voraussetzungen sind strenge 
Anforderungen zu stellen. Sie liegen nicht schon dann vor, 
wenn feststeht, daß nach Ablauf der Garantiezeit erheb­
liche Mängel an einer Ware auf getreten sind.23 Dagegen 
können solche Mängel, die ihre Ursache im Fertigungspro­
zeß und in der Materialauswahl haben, im Zusammenwir­
ken aller möglichen Fehlerursachen dann als Mängel i. S. 
des § 149 Abs. 3 ZGB zu beurteilen sein, wenn ein extrem 
hohes Abweichen von einer normalen Fehlerquote vor­
liegt.2!

Garantieansprüche beim Kauf von Gebrauchtwaren

In der Praxis spielen insbesondere zwischen Bürgern Ga­
rantieansprüche beim Kauf von Gebrauchtwaren eine nicht 
unerhebliche Rolle. Abweichend von der Gebrauchswert­
garantie für fabrikneue Waren (§§ 148 ff. ZGB) beträgt 
hier gemäß § 159 Abs. 2 ZGB die Garantiezeit nur drei

Monate. Auch sind als Garantieansprüche nur Preisminde­
rung und Preisrückzahlung sowie Erstattung von Aufwen­
dungen möglich, nicht aber Nachbesserung und Ersatzliefe­
rung.

Entscheidende Voraussetzung für die berechtigte Gel­
tendmachung eines Garantieanspruchs ist hier, daß der 
Mangel der Ware bereits bei ihrer Übergabe vorhanden 
war und dieser den vertraglich vorausgesetzten Gebrauchs­
wert erheblich mindert. Im Zusammenhang mit dem Streit 
um ein gebraucht verkauftes Motorkajütboot wurde daher 
darauf hingewiesen, daß bei solchen Mängeln, die den Ge­
brauchswert nur unerheblich mindern, keine Garantiean­
sprüche des Käufers entstehen. Ferner ist auch beim Kauf 
gebrauchter Waren die Preisrückzahlung dann ausgeschlos­
sen, wenn unabhängig von dem Mangel nachträglich eine 
wesentliche Verschlechterung der Ware eingetreten ist.25

In einem weiteren Verfahren ging es um den Kauf 
eines Pkw für 17 500 M, bei dem sich danach Rostschäden 
herausstellten. Die spätere Schätzung lag deshalb wesent­
lich unter dieser Summe, jedoch war — was nur bei 
Gebrauchtwaren zulässig ist — Garantieausschluß verein­
bart worden (§ 159 Abs. 2 letzter Satz ZGB). Davon ausge­
hend ist zu beachten: Ob Mängel einer Gebrauchtware ein 
solches Ausmaß haben, daß sie die gesetzlichen Garantie­
ansprüche nach § 159 Abs. 2 ZGB auslösen, ist nicht im Ver­
hältnis zur Neuwertigkeit der Ware, sondern danach zu 
beurteilen, ob eine erhebliche Minderung des vertraglich 
vorausgesetzten Gebrauchswerts vorliegt, wobei das Alter 
der Ware, ihr Zustand, wie er sich bei der Besichtigung 
gezeigt hat, und die dazu vom Verkäufer gegebenen Erklä­
rungen zu berücksichtigen sind.

Die Vereinbarung eines Garantieausschlusses beim Ge­
brauchtwarenkauf ist wegen Verstoßes gegen die Grund­
sätze der sozialistischen Moral gemäß § 68 Abs. 1 Ziff. 2 
ZGB nichtig, wenn der Verkäufer vorhandene und ihm 
bekannte oder auf Grund konkreter Anhaltspunkte ver­
mutete wesentliche Mängel der Ware verschweigt oder 
den Käufer auf andere Weise darüber täuscht.25 Ein An­
spruch auf Rückzahlung eines Überpreises für gebrauchte 
Kraftfahrzeuge ist dagegen grundsätzlich dann gegeben, 
wenn der Kaufpreis den Zeitwert des Kraftfahrzeugs zum 
Zeitpunkt der Übergabe übersteigt.

Garantieansprüche beim Kauf von Grundstücken

Die Garantieansprüche beim Erwerb von Grundstücken 
sind in § 302 ZGB speziell geregelt. Die für den Kauf von 
Konsumgütern geltenden Bestimmungen über die Garantie 
(§§ 148 bis 160 ZGB) finden daher keine Anwendung.

Garantieansprüche beim Grundstückskauf sind dann 
gegeben, wenn sich Mängel zeigen, welche die vereinbarten 
oder nach den Umständen vorauszusetzenden Nutzungs­
möglichkeiten beeinträchtigen, oder wenn zugesicherte 
Eigenschaften fehlen. Dabei muß es sich um schwerwie­
gende Mängel handeln. Andernfalls sind Garantiean­
sprüche nicht berechtigt. Das gilt sowohl für die Kaufpreis­
rückzahlung als auch für die Kaufpreisminderung. Ein 
vertraglicher Ausschluß von Garantieansprüchen — wie er 
nach früherem Recht üblich war — ist nicht mehr zulässig. 
Allerdings stehen dem Erwerber Garantieansprüche dann 
nicht zu, wenn er die Mängel bei Vertragsabschluß kannte. 
Deshalb gewinnt die in § 300 ZGB geregelte Auskunfts­
pflicht des Veräußerers erhebliche Bedeutung.22

Zu der Frage, ob bzw. inwieweit die Garantieansprüche 
des Erwerbers ausgeschlossen sind, wenn er den Mangel 
(z. B. Schwammbefall des Grundstücks) bei Vertragsab­
schluß zwar teilweise kannte, das ganze Ausmaß des Be­
falls aber erst später festgestellt wurde, ist von folgender 
Orientierung auszugehen: Beim Erwerb eines Grundstücks 
sind Garantieansprüche nach § 302 Abs. 2 ZGB nur dann 
ausgeschlossen, wenn der Grundstückserwerber beim Ver­
tragsabschluß Kenntnis vom tatsächlichen Umfang der am 
Grundstück vorhandenen Mängel hatte. Die Garantiean-


